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Gleichwertigkeitsprüfung für die Zulassung zum juristischen Vorbereitungsdienst 

 
 

Worum geht es bei diesem Verfahren? 
 
Ziel ist es für die Bewerberinnen und Bewerber, mit einem im Ausland erworbenen juristischen 
Studienabschluss zum juristischen Vorbereitungsdienst in Deutschland zugelassen zu 
werden, ohne die erste juristische Prüfung ablegen zu müssen. Voraussetzungen und 
Verfahren sind in § 112a des Deutschen Richtergesetzes (DRiG) geregelt. 
 
I. Formelle Voraussetzungen für den Eintritt in die Gleichwertigkeitsprüfung  
  
Die Gleichwertigkeitsprüfung wird bei Bewerberinnen und Bewerbern durchgeführt, die 
 

1. ein rechtswissenschaftliches Universitätsdiplom besitzen, 

2. das in einem Mitgliedsstaat der Europäischen Union, einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR; Norwegen, Island, 
Liechtenstein) oder der Schweiz erworben wurde und  

3. das im Herkunftsstaat den Zugang zur postuniversitären Rechtsanwaltsausbildung 
eröffnet.  

  
II. Durchführung der Gleichwertigkeitsprüfung  
  
Die Feststellung, ob die Bewerberinnen und Bewerber über die für den Eintritt in den 
Vorbereitungsdienst erforderlichen Rechtskenntnisse und Fähigkeiten verfügen, erfolgt im 
Rahmen des auf die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst gerichteten Verfahrens. 
Interessentinnen und Interessenten müssen sich daher bei einem der drei 
niedersächsischen Oberlandesgerichte um Aufnahme in den juristischen 
Vorbereitungsdienst bewerben, die Feststellung der Gleichwertigkeit ihres im Ausland 
erworbenen juristischen Studienabschlusses mit der deutschen ersten juristischen 
Prüfung beantragen und Nachweise ihrer im Ausland erworbenen Qualifikation(en) 
einreichen. 
  
Die Referendarabteilung des betreffenden Oberlandesgerichts leitet den Antrag zur Prüfung 
der Gleichwertigkeit nach § 112a DRiG an das Landesjustizprüfungsamt weiter. Hier werden 
die vorlegten Nachweise über den universitären Hochschulabschluss zunächst daraufhin 
geprüft, ob die unter I. genannten formellen Voraussetzungen vorliegen. In einem weiteren 
Schritt muss die Bewerberin oder der Bewerber nachweisen, dass sie oder er über 
ausreichende Kenntnisse des deutschen Rechts und Fähigkeiten verfügt. Diese Prüfung 
erfolgt in zwei Schritten:  
 
Erste Stufe: Prüfung der Diplome und sonstigen Nachweise  
  
Zunächst werden die von der Bewerberin oder dem Bewerber vorgelegten Diplome, 
Prüfungszeugnisse, sonstigen Befähigungsnachweise und einschlägige Berufserfahrung 
geprüft. Ziel ist die Feststellung, ob die Unterlagen hinreichende Kenntnissen und Fähigkeiten 
in den Rechtsbereichen belegen, die Gegenstand der staatlichen Pflichtfachprüfung in 
Niedersachsen sind. Dabei handelt es sich um die in § 16 der Verordnung zum 



Niedersächsischen Gesetz zur Ausbildung der Juristinnen und Juristen (NJAVO) näher 
beschriebenen Kernbereiche des deutschen Zivil-, Strafrechts und des öffentlichen Rechts 
einschließlich des jeweiligen Verfahrensrechts (siehe Anlage). Die Kenntnisse und Fähigkeiten 
der Bewerberin oder des Bewerbers müssen dem Niveau der staatlichen Pflichtfachprüfung 
entsprechen. 
  
Zweite Stufe: Ergänzende Eignungsprüfung  
  
Soweit in einem oder in mehreren der drei genannten Rechtsbereiche hinreichende 
Kenntnisse und / oder Fähigkeiten noch nicht belegt sind, müssen die Bewerberinnen und 
Bewerber ihr Vorhandensein dadurch nachweisen, dass sie eine ergänzende 
Eignungsprüfung bestehen. Hierzu fertigen sie in diesem Bereich angebotene Klausuren der 
staatlichen Pflichtfachprüfung der Ersten Juristischen Prüfung nach näherer Maßgabe der 
hierfür geltenden Prüfungsordnung an. Die Durchführung der Eignungsprüfung setzt einen 
entsprechenden Antrag voraus, der beim Landesjustizprüfungsamt zu stellen ist. Soweit die 
Anerkennung der Gleichwertigkeit eines Abschlusses beantragt worden ist, eine Anerkennung 
aber nur mit der Maßgabe in Betracht kommt, dass eine Eignungsprüfung abzulegen ist, weist 
das Landesjustizprüfungsamt hierauf hin. Ansprechpartnerin zum Ablauf der Eignungsprüfung 
beim Landesjustizprüfungsamt ist Frau Koszarek (Tel: 05141-5939-104). 

Die Eignungsprüfung ist (soweit die Klausuren aller drei Rechtsbereiche zu schreiben sind) 
bestanden, wenn 
 

1. die für das Bestehen der staatlichen Pflichtfachprüfung erforderliche Anzahl von 
Klausuren, mindestens jedoch die Hälfte der zu fertigenden Klausuren, bestanden, also 
mit mindestens 4,00 Punkten bewertet worden sind und  

2. Klausuren in mindestens zwei der drei Bereiche Zivilrecht, Strafrecht und Öffentliches 
Recht bestanden sind, hiervon mindestens eine im Zivilrecht. 

  
Ist die Eignungsprüfung in einem Bereich wegen ausreichender schriftlicher Nachweise nicht 
abzulegen, werden für diese Berechnung die in diesem Bereich angebotenen Klausuren der 
staatlichen Pflichtfachprüfung fiktiv als bestanden angesetzt. 
Eine mündliche Prüfung erfolgt nicht. Im Falle des Bestehens der Eignungsprüfung wird 
darüber eine Bescheinigung erteilt. Eine Note wird darin nicht festgesetzt. 
  
  
III. Abschluss der Gleichwertigkeitsprüfung  
  
Der Bewerberin oder dem Bewerber wird mit einem Bescheid das Ergebnis der 
Gleichwertigkeitsprüfung mitgeteilt. Die in einem Bundesland ausgesprochene Feststellung 
der Gleichwertigkeit berechtigt zum Zugang zum Vorbereitungsdienst auch in allen anderen 
Ländern der Bundesrepublik Deutschland. Bei erfolgreicher Teilnahme an der 
Eignungsprüfung wird hierüber zusätzlich ein Zeugnis ausgestellt. 
  



Anlage: Wortlaut des § 16 NJAVO1 
 

„§ 16 
  

Prüfungsstoff der Pflichtfachprüfung 

(1) Der Prüfungsstoff der Pflichtfachprüfung umfasst im Pflichtfach Bürgerliches Recht: 
 

1. die Grundlagen des Privatrechts, 

2. Buch 1 (Allgemeiner Teil) des Bürgerlichen Gesetzbuchs, jedoch ohne die§§ 80 bis 88 (Stiftungen), 

3. Buch 2 (Recht der Schuldverhältnisse) des Bürgerlichen Gesetzbuchs, jedoch ohne 

a) die §§ 336 bis 338 (Draufgabe), 
b) die §§ 481 bis 487 (Teilzeit-Wohnrechteverträge, Verträge über langfristige Urlaubsproduk te, 

Vermittlungsverträge und Tauschsystemverträge). 
c) die §§ 506 bis 508 (Finanzierungshilfen zwischen einem Unternehmer und einem Verbraucher), 
d) § 510 (Ratenlieferungsverträge zwischen einem Unternehmer und einem Verbraucher), 
e) § 511 (Beratungsleistungen bei lmmobiliar-Verbraucherdarlehensverträgen). 
f) die §§ 512 bis 515 (Unabdingbarkeit, Anwendung auf Existenzgründer; unentgeltliche Darlehensverträge und 

unentgeltliche Finanzierungshilfen zwischen einem Unternehmer und einem Verbraucher). soweit sie sich nicht 
auf Verbraucherdarlehensverträge beziehen, 

g) die §§ 585 bis 597 (Landpachtvertrag). 
h) die §§ 607 bis 609 (Sachdarlehensvertrag). 
i) die §§ 630a bis 630h (Behandlungsvertrag), 
j) die §§ 651a bis 651y (Pauschalreisevertrag, Reisevermittlung und Vermittlung verbundener Reiseleistungen), 
k) die §§ 657 bis 661a (Auslobung). 
1) die §§ 675c bis 676c (Zahlungsdienste). 
m) die §§ 701 bis 704 (Einbringung von Sachen bei Gastwirten). 
n) die §§ 759 bis 761 (Leibrente), 
o) die §§ 762 bis 764 (Unvollkommene Verbindlichkeiten), 
p) die §§ 809 bis 811 (Vorlegung von Sachen), 

 
4. Buch 3 (Sachenrecht) des Bürgerlichen Gesetzbuchs, jedoch ohne 

a) die §§ 1094 bis 1104 (Vorkaufsrecht), 
b) die §§ 1105 bis 1112 (Reallasten), 
c) die §§ 1199 bis 1203 (Rentenschuld), 
d) die §§ 1273 bis 1296 (Pfandrechte an Rechten). 

 
 

5. Buch 4 (Familienrecht) des Bürgerlichen Gesetzbuchs in Grundzügen, jedoch ohne 

a) die §§ 1297 bis 1320 (Verlöbnis, Eingehung der Ehe, Aufhebung der Ehe und Wiederverheiratung nach 
Todeserklärung). 

b) die §§ 1564 bis 1587 (Scheidung der Ehe), 
c) § 1588 (kirchliche Verpflichtungen), 
d) die §§ 1591 bis 1625 (Abstammung, Unterhaltspflicht und Rechtsverhältnis zwischen den Eltern und dem Kind 

im Allgemeinen), 
e) die §§ 1712 bis 1717 (Beistandschaft), 
f) die §§ 1741 bis 1772 (Annahme als Kind). 
g) die §§ 1773 bis 1921 (Vormundschaft, Rechtliche Betreuung und Pflegschaft). 

 
 

6. Buch 5 (Erbrecht) des Bürgerlichen Gesetzbuchs in Grundzügen, jedoch ohne 

a) die §§ 1970 bis 2017 (Aufgebot der Nachlassgläubiger, Beschränkung der Haftung des Erben, 
lnventarerrichtung, unbeschränkte Haftung des Erben und aufschiebende Einreden), 

b) die §§ 2061 bis 2063 (Aufgebot der Nachlassgläubiger; Antrag auf Nachlassverwaltung; Einrichtung eines 
Inventars, Haftungsbeschränkung), 

c) die §§ 2197 bis 2228 (Testamentsvollstrecker), 
d) die §§ 2339 bis 2345 (Erbunwürdigkeit). 
e) die §§ 2346 bis 2352 (Erbverzicht), 

 
 

7. die §§ 7 bis 20 des Straßenverkehrsgesetzes (Haftpflicht), 

8. das Produkthaftungsgesetz in Grundzügen, 

9. das Handelsgesetzbuch in Grundzügen, jedoch ohne 

a) die §§ 8 bis 16 (Handelsregister, Unternehmensregister), 
b) von den Vorschriften über die Handelsfirma die §§ 29 bis 37a, 
c) die §§ 59 bis 104a (Handlungsgehilfen, Handlungslehrlinge, Handelsvertreter, Handelsmakler und 

Bußgeldvorschriften). 
d) die §§ 230 bis 236 (stille Gesellschaft). 
e) die §§ 238 bis 342e (Handelsbücher), 
f) von den allgemeinen Vorschriften über Handelsgeschäfte die §§ 355 bis 357 und 363 bis 365, 
g) die §§ 383 bis 475h (Kommissionsgeschäft, Frachtgeschäft, Speditionsgeschäft und Lagergeschäft), 
h) die §§ 476 bis 619 (Seehandel), 

 
 

10. das Partnerschaftsgesellschaftsgesetz in Grundzügen, 

                                                
1 Verordnung zum Niedersächsischen Gesetz zur Ausbildung der Juristinnen und Juristen (NJAVO) vom 2. November 1993 (Nds. GVBl. 

S. 561), zuletzt geändert durch Verordnung vom 30.03.2022, Nds. GVBl. S. 226). 



11. das Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung in Grundzügen, jedoch ohne 

a) die §§ 13 bis 34 (Rechtsverhältnisse der Gesellschaft und der Gesellschafter). 
b) die §§ 53 bis 88 (Abänderungen des Gesellschaftsvertrags, Auflösung und Nichtigkeit der Gesellschaft sowie 

Ordnungs-, Straf- und Bußgeldvorschriften). 
 
 

12. aus dem Individualarbeitsrecht 

a) Begründung, Inhalt und Beendigung des Arbeitsverhältnisses, einschließlich der §§ 1 bis 18, 22, 23 und 31 bis 
33 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes, 

b) Leistungsstörungen und Haftung im Arbeitsverhältnis, 
 
 

13. die Artikel 1 bis 9, 17 bis 19 und 24 bis 26 der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 12. Dezember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen in Grundzügen, 

14. die Artikel 1 bis 4, 6 und 19 bis 21 der Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
17. Juni 2008 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Rom I) in Grundzügen, 

15. die Artikel 1 bis 4, 10 bis 12, 14, 23, 24 und 26 der Verordnung (EG) Nr. 864/2007 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 11. Juli 2007 über das auf außervertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Rom II) in 
Grundzügen, 

16. allgemeine Lehren des Internationalen Privatrechts in Grundzügen, soweit sie zum Verständnis des in den Nummern 13 
bis 15 genannten Prüfungsstoffs erforderlich sind, 

17. aus dem Zivilprozessrecht und Zwangsvollstreckungsrecht 

a) gerichtsverfassungsrechtliche Grundlagen, einschließlich lnstanzenzug, 
b) Verfahrensgrundsätze, 
c) das Verfahren im ersten Rechtszug, 
d) das Vollstreckungsverfahren in 

 
Grundzügen. 
 
 

(2) Der Prüfungsstoff der Pflichtfachprüfung umfasst im Pflichtfach Strafrecht: 
 

1. aus dem Allgemeinen Teil des Strafgesetzbuchs 

a) die §§ 1 bis 12 (das Strafgesetz). 
b) die §§ 13 bis 37 (die Tat). 
c) die §§ 38 bis 44 (Freiheitsstrafe, Geldstrafe und Nebenstrafe). 
d) die §§ 52 bis 55 (Strafbemessung bei mehreren Gesetzesverletzungen). 
e) die §§ 69 bis 69b (Maßregeln der Sicherung und Besserung), 
f) die §§ 77 bis 77e (Strafantrag, Ermächtigung, Strafverlangen), 
g) die §§ 78 bis 78c (Verfolgungsverjährung), 

 
 

2. aus dem Besonderen Teil des Strafgesetzbuchs 

a) der sechste Abschnitt, beschränkt auf die §§ 113 bis 115, 
b) der Siebente Abschnitt, beschränkt auf die §§ 123, 142, 145d, 
c) der Neunte Abschnitt, 
d) der Zehnte Abschnitt, beschränkt auf § 164, 
e) der Vierzehnte Abschnitt, 
f) der Sechzehnte Abschnitt, beschränkt auf die §§ 211 bis 216, 221 und 222, 
g) der Siebzehnte Abschnitt, 
h) der Achtzehnte Abschnitt, beschränkt auf die §§ 239 bis 239b, 240 und 241, 
i) der Neunzehnte Abschnitt, beschränkt auf die §§ 242 bis 248b, 
j) der Zwanzigste Abschnitt, 
k) der Einundzwanzigste Abschnitt, beschränkt auf die §§ 257 bis 259 und 261, 
l) der zweiundzwanzigste Abschnitt, beschränkt auf die §§ 263, 263a, 265, 265a, 266 und 266b, 
m) der Dreiundzwanzigste Abschnitt, beschränkt auf die §§ 267 bis 271 und 274, 
n) der Siebenundzwanzigste Abschnitt, beschränkt auf die §§ 303, 303c und 304, 
o) der Achtundzwanzigste Abschnitt, beschränkt auf die §§ 306 bis 306e, 315b bis 316a, 323a und 323c, 
p) der Dreißigste Abschnitt, beschränkt auf die §§ 331 bis 334, 336, 340 und 348, 

 
 

3. aus dem Strafprozessrecht 

a) gerichtsverfassungsrechtliche Grundlagen, einschließlich lnstanzenzug, 
b) Verfahrensgrundsätze, 
c) Gang des Ermittlungs- und des Strafverfahrens, 
d) Rechtsstellung und  Aufgaben  der Verfahrensbeteiligten, 
e) Untersuchungshaft, vorläufige Festnahme, körperliche Untersuchung nach § 81a der Strafprozessordnung, 

Beschlagnahme und Durchsuchung, 
f) Aufklärungspflicht, Beweisaufnahme, Arten der Beweismittel und Beweisverbote 

 
in Grundzügen. 
 

(3) Der Prüfungsstoff der Pflichtfachprüfung umfasst im Pflichtfach Öffentliches Recht: 
 

1. Verfassungsrecht, jedoch ohne 

a) Artikel 81 des Grundgesetzes (Gesetzgebungsnotstand), 
b) die Artikel 104a bis 115 des Grundgesetzes (Finanzwesen), 



c) die Artikel 115a bis 1151 des Grundgesetzes (Verteidigungsfall), 
 
 

2. aus dem Verfassungsprozessrecht 

3. die Verfassungsbeschwerde, 

a) die abstrakte und konkrete Normenkontrolle, 
b) das Organstreitverfahren, 
c) Bund-Länder-Streitigkeiten, 
d) einstweiliger Rechtsschutz 

 
in Grundzügen, 

4. allgemeines Verwaltungsrecht einschließlich Verwaltungsverfahrensrecht, jedoch ohne die Vorschriften über besondere 
Verfahrensarten (§§ 63 bis 78 des Verwaltungsverfahrensgesetzes - VwVfG -), 

5. Verwaltungszustellungsrecht, 

6. Recht der öffentlichen Ersatzleitungen in Grundzügen, 

7. Verwaltungsvollstreckungsrecht in Grundzügen, 

8. Polizei- und Ordnungsrecht, 

9. Versammlungsrecht in Grundzügen, 

10. aus dem Baurecht 

a) die §§ 1 bis 13b des Baugesetzbuchs - BauGB - (Bauleitplanung), 
b) die §§ 14 bis 18 BauGB (Veränderungssperre und Zurückstellung von Baugesuchen), 
c) die §§ 29 bis 38 BauGB (Zulässigkeit von Vorhaben) unter Einbeziehung der§§ 1 bis 15 der 

Baunutzungsverordnung - BauNVO - (Art der baulichen Nutzung), 
d) die§§ 214 bis 216 BauGB (Planerhaltung), 
e) Bauordnungsrecht 

 
in Grundzügen, 
 

11. Kommunalrecht, jedoch ohne 

a) Kommunalwahlrecht, 
b) Kommunalabgabenrecht, 
c) Haushaltsrecht, 

 
 

12. aus dem Verwaltungsprozessrecht 

a) Verfahrensgrundsätze, 
b) Vorverfahren, 
c) Verwaltungsrechtsweg, 
d) Sachentscheidungsvoraussetzungen, 
e) Arten und Wirkungen von Klagen und gerichtlichen Entscheidungen, 
f) lnstanzenzug und Arten der Rechtsmittel, 
g) vorläufiger Rechtsschutz 

 
in Grundzügen, 
 

13. aus dem Europarecht 

a) Entwicklung, Organe, Kompetenzen und Handlungsformen der Europäischen Union, 
b) Rechtsquellen des Unionrechts, 
c) Verhältnis des Unionrechts zum nationalen Recht sowie Umsetzung des Unionrechts in den Mitgliedstaaten, 
d) Grundfreiheiten, 
e) Grundrechte und rechtsstaatliche Verfahrensgarantien, 
f) Vorabentscheidungsverfahren, 
g) Vertragsverletzungsverfahren 

 
in Grundzügen. 

 

(4) Der Prüfungsstoff umfasst neben den jeweiligen Bezügen zum Europarecht (§ 3 Abs. 2 Satz 2 NJAG) die jeweiligen Bezüge 
zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten. 2Der Prüfungsstoff schließt die 
rechtswissenschaftlichen Methoden und die philosophischen, geschichtlichen und gesellschaftlichen Grundlagen ein (§ 3 
Abs. 2 Satz 3 NJAG). 

(5) Soweit Rechtsgebiete in Grundzügen Gegenstand des Prüfungsstoffes sind, wird die Kenntnis der gesetzlichen Systematik, 
der wesentlichen Normen und Rechtsinstitute ohne vertiefte Kenntnisse von Rechtsprechung und Literatur verlangt. 

(6) Fragen aus anderen Rechtsgebieten dürfen im Zusammenhang mit dem Prüfungsstoff zum Gegenstand der Prüfung 
gemacht werden, wenn sie typischerweise in diesem Zusammenhang auftreten. 2Darüber hinaus kann die Prüfung auf 
andere Rechtsgebiete erstreckt werden, soweit lediglich Verständnis und Arbeitsmethode festgestellt werden sollen und 
Einzelwissen nicht vorausgesetzt wird.” 
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